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Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und SPD vom 
2. Juli 2025 zu einem Ausbildungsförderungsfonds Berlin 

 
Die IHK Berlin bittet um eine Durchsicht des oben bezeichneten Gesetzentwurfs aus verfas- 
sungsrechtlicher Sicht. Der Entwurf birgt erhebliche verfassungsrechtliche Probleme und da- 
mit Risiken. Im Folgenden werden acht verfassungs- bzw. unionsrechtliche Risiken erläutert. 

 
 

1. Alle zahlen, nicht alle profitieren 
 

Es bestehen verfassungsrechtliche Bedenken, weil zahlreiche Berliner Arbeitgeber, die duale 
Studiengänge oder vollschulische Ausbildungsplätze anbieten, zwar zur Abgabe herangezo- 
gen werden, aber keinerlei Rückzahlung erhalten, weil nur klassische betriebliche Ausbildun- 
gen begünstigt werden. Das ist eine problematische Ungleichbehandlung. 

Nach dem Entwurf besteht eine Inkongruenz zwischen Belasteten und Begünstigten der Son- 
derabgabe. Eine nicht unerhebliche Zahl von Unternehmen in Berlin verfolgt im Ausbildungs- 
bereich ein mehrspuriges Vorgehen: Neben, teilweise auch statt der klassischen betriebli- 
chen Ausbildung werden Nachwuchskräfte durch das sog. duale Studium herangebildet. An- 
dere Unternehmen halten neben konventionellen Ausbildungsplätzen vollschulische Ausbil-
dungsplätze vor. Solche Arbeitgeber werden auf der Abgabenseite des vorliegenden Entwurfs 
in die Finanzierung voll einbezogen; die Zwecke des Fonds, d.h. die Auskehrung der Mittel, 
berücksichtigen dies jedoch nicht, denn für die Beschäftigung von Personen in diesen 
besonderen Ausbildungsmodellen gibt es keinerlei Unterstützung oder Erstattung. 

 
Nach § 2 Abs. 1 und 2 des Entwurfs sind Unternehmen unabhängig von der Art der Ausbil- 
dung, die sie anbieten, „Arbeitgeber“ im Sinne des Gesetzes. In jedem Fall wird bei ihnen auf 
der Basis der Arbeitnehmerbruttolohnsumme die Berufsausbildungssicherungsabgabe erho- 
ben. „Auszubildende“ im Sinne des Gesetzes sind nach § 2 Abs. 3 des Entwurfs jedoch nur 
solche Personen, die auf der Grundlage eines Berufsausbildungsvertrags eine betriebliche 
Ausbildung auf der Grundlage des Berufsbildungsgesetzes bzw. der Handwerksordnung ab- 
solvieren sowie Beamtenanwärter, die eine berufsfachliche Ausbildung durchlaufen. Der Aus- 
bildungskostenausgleich kommt nach § 7 des Entwurfs nur diesen Auszubildenden zugute. 
Mit anderen Worten: Arbeitgeber, die ganz oder teilweise die Ausbildung über den Weg des 
dualen Studiums oder der vollschulischen Ausbildung durchführen, zahlen zwar ein, erhalten 
jedoch keinen finanziellen Ausgleich, obgleich auch sie ausbilden. Dies stellt eine verfas- 
sungsrechtlich problematische Ungleichbehandlung dar. 

 
Es kommt hinzu, dass eine erhebliche Anzahl an Berliner Betrieben (62 % - Ergebnisbericht, 
Betriebspanel Berlin 2023, Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, 
Vielfalt und Antidiskriminierung, S. 55) nicht die Anforderungen für eine Ausbildungsberech- 
tigung erfüllen. 
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Nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) dürfen Betriebe nur ausbilden, wenn sie bestimmte 
sachliche, fachliche und persönliche Voraussetzungen erfüllen, um eine qualitativ hochwer- 
tige Ausbildung sicherzustellen. So muss die Ausbildungsstätte über die notwendige Ausstat- 
tung verfügen und die Ausbildungsinhalte vollständig vermitteln können (§ 27 BBiG). Reichen 
die betrieblichen Möglichkeiten nicht aus, können Kooperationen mit anderen Betrieben 
oder überbetrieblichen Ausbildungsstätten genutzt werden. 
Das Ausbildungspersonal muss fachlich und persönlich geeignet sein (§§ 28–30 BBiG). Fachli- 
che Eignung setzt eine abgeschlossene Berufsausbildung oder vergleichbare Qualifikation so- 
wie Berufserfahrung voraus. Zusätzlich müssen Ausbilderinnen und Ausbilder nach der Aus- 
bilder-Eignungsverordnung v. 21.1.2009 (AEVO, BGBl. I 88) über die erforderlichen berufs- 
und arbeitspädagogischen Kenntnisse verfügen, was üblicherweise durch das Bestehen der 
sogenannten Ausbildereignungsprüfung („AdA-Schein“) nachgewiesen wird. Die zuständige 
Stelle – z. B. Industrie- und Handelskammer oder Handwerkskammer – prüft die Vorausset- 
zungen und erteilt die Ausbildungsberechtigung (§ 32 BBiG); bei fehlender Eignung kann 
diese entzogen werden (§ 33 BBiG). Viele Betriebe erfüllen diese Anforderungen nicht, etwa 
weil sie zu klein sind, nicht alle Ausbildungsinhalte abdecken oder kein ausbildungsberechtig- 
tes Personal beschäftigen. 

 
Betriebe, die diese Ausbildungsberechtigung nicht besitzen, sind jedoch allenfalls über die 
Bagatellgrenze des § 8 Abs. 2 des Entwurfs von der Abgabepflicht verschont. 

Der Gesetzentwurf ignoriert damit die Realität in vielen Berliner Betrieben, denn die Ausbil- 
dungsmodelle sind heute vielfältiger als suggeriert wird. Wer innovative und vordringende 
Ausbildungsmodelle anbietet wird u.U. belastet, jedoch nicht gefördert. Dadurch kann es zu 
Verzerrungen im Ausbildungsmarkt kommen und Unternehmen droht weitere Demotivation. 
Die Ausbildungsrealität wird zum Teil ignoriert. 

 
2. Ungleichbehandlung zwischen Öffentlichem Dienst und Privatwirtschaft 

 
Verfassungsrechtliche Bedenken ergeben sich, weil dual Studierende im öffentlichen Dienst, 
etwa Beamtenanwärterinnen und -anwärter in Hochschul-Studiengängen, anders behandelt 
werden als dual Studierende in der Privatwirtschaft, wodurch die erforderliche Kongruenz 
zwischen Belasteten und Nutznießern der Sonderabgabe verletzt wird. 
Diese wird noch dadurch verstärkt, dass für das „duale Studium im öffentlichen Dienst“ an- 
dere Maßstäbe gelten sollen: Als Auszubildende erfasst sind nämlich Beamtinnen und Be- 
amte auf Widerruf (Anwärterinnen und Anwärter) gem. § 1 Landesbeamtengesetz Berlin 
(LBG), die eine berufsfachliche Ausbildung durchlaufen. Im öffentlichen Dienst umfasst dies 
auch Anwärterinnen und Anwärter, die ein Studium im gehobenen Dienst absolvieren. Solche 
Studiengänge – etwa das Verwaltungsstudium, das Studium an der Hochschule für Wirtschaft 
und Recht Berlin oder die Ausbildung an Polizei- bzw. Feuerwehrhochschulen – gelten eben- 
falls als berufsfachliche Ausbildung, auch wenn sie hochschulisch organisiert sind. 
Nicht erfasst werden, wie ausgeführt, hingegen dual Studierende, die ihre Praxisanteile in Be- 
trieben außerhalb des Beamtenverhältnisses absolvieren. 

 
Das alles ist vor dem Hintergrund der Verfassungsrechtsprechung zur Zulässigkeit von Son- 
derabgaben problematisch. Diese Rechtsprechung beruht darauf, dass grundsätzlich eine 
Kongruenz zwischen der homogenen Gruppe der Belasteten, deren gemeinsamer 
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Finanzierungsverantwortung und der gruppennützigen Verwendung der eingenommenen Fi- 
nanzmittel besteht: „Zwischen der spezifischen Sachnähe der Abgabepflichtigen zum Zweck 
der Abgabenerhebung, einer daraus ableitbaren Finanzierungsverantwortung und der grup- 
pennützigen Verwendung des Abgabenaufkommens besteht eine besonders enge Verbin- 
dung. Die Erfüllung dieser Merkmalsgruppe in ihrem Zusammenspiel bildet zugleich den ent- 
scheidenden Rechtfertigungsgrund für eine zu der Gemeinlast der Steuern hinzutretende 
Sonderlast und sichert so die Wahrung verhältnismäßiger Belastungsgleichheit“ (BVerfGE 
135, 155 (208 Rn. 126); BVerfGE 123, 132 (142); 113, 128 (150 f.)). 

 
 

3. Relativierungen der Homogenität der belasteten Gruppe 
 

Die Sonderabgabe wirft verfassungsrechtliche Bedenken auf, weil wesentliche Teile der ho- 
mogenen Gruppe unklar oder gar nicht erfasst werden, insbesondere die mittelbare Landes- 
verwaltung mit Kammern samt Spitzenorganisationen, rechtsfähige Anstalten wie BVG und 
BSR oder internationale Organisationen ohne Immunität. 

 
Neben einem legitimen Sachzweck, den die Sonderabgabe verfolgen muss, ist erste tatbe- 
standliche Voraussetzung für eine verfassungskonforme Sonderabgabe, dass eine in Wirklich- 
keit oder Rechtsordnung vorfindliche und abgrenzbare homogene Gruppe belastet wird 
(Waldhoff, Abgabenrecht, in: Ehlers/Fehling/Pünder (Hrsg.), Besonderes Verwaltungsrecht III, 
4. Aufl. 2021, § 67 Rn. 164). Nach der Leitentscheidung des Bundesverfassungsgerichts aus 
dem Jahr 1980 ist eine Gruppe in diesem Sinne „homogen“, wenn sie durch gemeinsame, in 
der gesellschaftlichen Wirklichkeit oder in der Rechtsordnung vorgegebene Interessenlage 
oder durch besondere gemeinsame Gegebenheiten von der Allgemeinheit und anderen 
Gruppen abgrenzbar ist (BVerfGE 55, 274 (305 f.)). Das ist in diesem Urteil seinerzeit für die 
„Gruppe der Arbeitgeber“ anerkannt worden (BVerfGE 55, 274 (311 f.)). Das bedeutet aber 
zugleich, dass ohne Sachgrund Teilgruppen nicht nicht belastet werden dürfen: „Der Gesetz- 
geber ist grundsätzlich gehalten, von der Belastung mit einer Sonderabgabe nicht Gruppen 
auszuschließen, obwohl diese zum Sachzweck der Abgabe in gleicher oder gar noch größerer 
Nähe stehen als die Abgabebelasteten“ (BVerfGE 135, 155 (207 Rn. 125)). 

 
Der Gesetzentwurf ist in dem entscheidenden Punkt, inwieweit das Land Berlin selbst erfasst 
ist, unklar: § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Entwurfs spricht von den „Verwaltungsbehörden des Landes 
Berlin“. Hier wird nicht zwischen unmittelbarer und mittelbarer Landesverwaltung unter- 
schieden. Letztere stellt mit sämtlichen Kammern der freien Berufe und des Wirtschaftsver- 
waltungsrechts eine quantitativ nicht zu vernachlässigende Teilgruppe der Landesverwal- 
tung, wenn auch in mittelbarer Staatsverwaltung dar. Alle diese Kammern sind „Staat“ im 
weiteren Sinne und unterhalten damit (Landes-)Verwaltungsbehörden im Selbstverwaltungs- 
modus. Der erläuternde zweite Satzteil in § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Entwurfs zielt mit „Sonderbe- 
hörden“, „nichtrechtsfähigen Anstalten“ und unter Aufsicht stehenden „Eigenbetrieben“ ge- 
rade nicht auf die mittelbare, sondern konkretisierend auf die unmittelbare Landesverwal- 
tung. Auch BVG und BSR sind als rechtsfähige Anstalten organisiert. Trotz eines insoweit an- 
zuerkennenden gewissen Spielraums des Gesetzgebers sind keine sachlichen Gründe ersicht- 
lich, warum sowohl für die Landes-, als auch für die Bundesebene die mittelbare Staatsver- 
waltung als Arbeitgeber nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Entwurfs ausgenommen sind. Der 
Entwurf ist in dieser Frage mindestens unklar. Diese Unklarheit erstreckt sich auch auf die in 
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Berlin ansässigen Bundesbehörden, denn auch hier kann mittelbare Bundesverwaltung exis- 
tieren (Beispiele: DIHK, Bundesnotarkammer). 

 
Nicht zu rechtfertigen dürfte zudem sein, dass internationale Organisationen o.ä., die nicht 
unter völkerrechtliche Immunität – sei es nach Gewohnheitsrecht, sei es vertraglich verein- 
bart - fallen, nicht erfasst sind. 

Politische Parteien i.S.v. § 2 Abs. 1 PartG sind nach § 4 Nr. 18a UStG nur für bestimmte Leis- 
tungen umsatzsteuerbefreit (satzungsmäßige Leistungen gegen Kostenerstattung für selb- 
ständige Untergliederung), im Kern damit umsatzsteuerpflichtig und werden als Arbeitgeber 
von dem Entwurf erfasst. 

 
 

4. Zweifel an der Geeignetheit des Gesetzes – Pflichten für das Gesetzgebungsverfahren 

Es bestehen Zweifel an der Geeignetheit des Gesetzes, da die Berufsausbildungssicherungs- 
abgabe möglicherweise nicht zur Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze oder zur Verbes- 
serung der Ausbildungsqualität beiträgt, Mitnahmeeffekte und Fehlallokationen drohen und 
alternative Ausbildungsformen sowie unbesetzte Plätze im Ausbildungsmarkt nicht berück- 
sichtigt werden, sodass die Eignung des Mittels zur Zielerreichung fraglich ist. 

 
Neben der Beachtung der richterrechtlichen Anforderungen an Sonderabgaben bewirken 
diese – wie jede öffentliche Abgabe – einen Grundrechtseingriff, mindestens in das Auffang- 
grundrecht aus Art. 2 Abs. 1 GG. Vorliegend sind nur Arbeitgeber in ihrer beruflichen Sphäre 
abgabepflichtig, sodass das Grundrecht der Berufsfreiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG thematisch 
einschlägig ist. Der entscheidende Punkt in der verfassungsrechtlichen Rechtfertigung sol- 
cher Grundrechtseingriffe ist die Verhältnismäßigkeitsprüfung, die nach ständiger Rechtspre- 
chung vierstufig erfolgt: Es muss ein verfassungslegitimer Zweck verfolgt werden, das zur 
Zweckerreichung eingesetzte Mittel muss geeignet, erforderlich und zumutbar sein. Vorlie- 
gend bestehen begründete Zweifel an der Eignung. 

 
Um die Geeignetheit zu bejahen verlangt die Rechtsprechung nicht den bestmöglichen Ein- 
griff, die Möglichkeit der Zielerreichung soll ausreichen (BVerfGE 67, 157 (175 f.); 152, 68 
(130 f. Rn. 166) ständige neuere Rspr.). Der Eingriff muss mithin für das Ziel förderlich sein. 
Eine Teileignung kann ausreichen (BVerfGE 30, 250 (263 f.)). Umgekehrt bedeutet dies, dass 
das eingesetzte Mittel nicht „schlechthin“ oder „grundsätzlich ungeeignet“ sein darf (BVer- 
fGE 19, 119 (127); 70, 1 (26); 85, 191 (212)). Die einschlägige Rechtsprechung ist insoweit – 
wie schon die zahlreichen hier aufgeführten konkretisierungsfähigen Formulierungen zeigen 
– nicht völlig konsistent (Bickenbach, Die Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers, 2014, 
S. 149, 319 ff.). Die Geeignetheit soll nicht anhand einer Wertung bestimmt werden, es sollen 
vielmehr evidente Mittelverfehlungen ausgeschlossen werden. Die Geeignetheitsprüfung 
wirft in erster Linie empirische Fragen auf. Solche potenziellen Kausalitätsfragen führen ins- 
besondere bei generell-abstrakten Regelungen, d.h. Gesetzen, zu Problemen. Üblicherweise 
wird dem Gesetzgeber daher ein Prognosespielraum eingeräumt, eine Einschätzungspräroga- 
tive zugestanden (BVerfGE 159, 223 (305 f. Rn. 185 f.); umfassend Bickenbach, Die Einschät- 
zungsprärogative des Gesetzgebers, 2014). Dementsprechend sind Fälle, in denen die Ver- 
hältnismäßigkeit des Eingriffs an fehlender Geeignetheit scheiterten, eher selten (BVerfGE 
17, 306 (315 ff.); 19, 330 (338 f.); 55, 159 (165 ff.)). Sofern wegen des gesetzgeberischen 
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Einschätzungsspielraums das Bundesverfassungsgericht von „noch“ geeignet ausgeht, wer- 
den die entsprechenden Punkte in der Prüfung der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne 
(Zumutbarkeit) abgehandelt (BVerfG v. 23.9.2025 – 1 BvR 1796/23, Rn. 121 ff., 144 ff. - Alters- 
grenze für Anwaltsnotare). 

 
Auf der anderen Seite und vor einer verfassungsgerichtlichen Normenkontrolle darf die Ein- 
schätzungsprärogative des Gesetzgebers auch nicht dazu führen, den Gesetzgeber von jeder 
Prüfung freizustellen. In jedem Fall bedeutet die Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers 
für diesen keine carte blanche. Gerade die Existenz eines Einschätzungsspielraums führt an- 
gesichts der Grundrechtsbindung des Gesetzgebers aus Art. 1 Abs. 3 GG zu Handlungsmaß- 
stäben für die Gesetzgebung im Sinne einer „Pflicht zum Nachdenken“ als Form der Rationa- 
lisierung (Bickenbach, Die Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers, 2014, S. 443 f., 457 ff. 
und passim). Keinesfalls darf der Gesetzgeber Vermutungen zugrunde legen, die nachweis- 
lich unrichtig sind (Seedorf, Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit bei der Gesetzgebung, in: 
Jestaedt/Lepsius (Hrsg.), Verhältnismäßigkeit, 2015, S. 129 (142)). Seine Prognose muss Er- 
gebnis hinreichender Sachverhaltsaufklärung sein (BVerfGE 109, 190 (240 f.)). Anders ausge- 
drückt: Aus der Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers folgen Pflichten für das Gesetz- 
gebungsverfahren. Im Mitbestimmungsurteil hat das Bundesverfassungsgericht für die Prog- 
noseentscheidung des Gesetzgebers verlangt, dass dieser „sich an einer sachgerechten und 
vertretbaren Beurteilung des erreichbaren Materials orientiert hat. Er muß die ihm zugängli- 
chen Erkenntnisquellen ausgeschöpft haben, um die voraussichtlichen Auswirkungen seiner 
Regelung so zuverlässig wie möglich abschätzen zu können.“ (BVerfGE 50, 290 (333 f.). 

 
Eine die Geeignetheit infrage stellende Gefahr besteht hier auch in zu erwartenden Mitnah- 
meeffekten und Fehlallokationen: Es ist nicht fernliegend, dass durch die Abgabe keine neuen 
Ausbildungsplätze geschaffen werden, sondern die Mehrkosten durch Einsparungen an ande- 
rer Stelle kompensiert werden. Um betriebliche Kostenneutralität herzustellen, werden dann 
etwa Programme für Fortbildung o.ä. entsprechend gekürzt. Des Weiteren können sich Be- 
triebe aus dem aktiven Ausbildungsgeschehen zurückziehen, weil sie den Eindruck haben, 
ihren Beitrag bereits durch die Abgabe geleistet zu haben. In der Folge kann die Abgabe ihr 
vermeintliches Ziel – die Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze oder die Verbesserung der 
Ausbildungsqualität – unterlaufen. 
Auch kann eine fehlende Eignung von Ausbildungsbewerberinnen und -bewerbern durch 
eine solches Umlagesystem nicht kompensiert werden. Das IAB-Betriebspanel hat ergeben, 
dass bei jedem zweiten Betrieb mit einem Ausbildungsplatzangebot in Berlin mindestens ein 
Ausbildungsplatz unbesetzt bleibt; bei rund einem Drittel der Betriebe konnte kein Platz be- 
setzt werden (Ergebnisbericht, Betriebspanel Berlin 2023, Senatsverwaltung für Arbeit, Sozia- 
les, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung, S. 59). 
Ferner zeigt die oben unter 1 herausgearbeitete Ungleichbehandlung von vollschulisch oder 
im dualen Studium Auszubildenden einerseits, klassische-betrieblich Auszubildenden ande- 
rerseits die Grenzen der Eignung des verfolgten Konzepts. Dies gilt nicht zuletzt auch deshalb, 
weil die „alternativen“ Formen der betrieblichen Ausbildung, etwa im Gesundheits- und Sozi- 
albereich, wachsen (Jährlicher Statistischer Bericht, Integrierte Ausbildungsberichterstattung, 
Statistisches Bundesamt (Destatis), Berichtsjahr ab 2005, 21100-05). 

 
Ob die Ausbildungsplatzumlage in der Sache tatsächlich als geeignet und angemessen ist, un- 
versorgte Jugendliche in Ausbildung zu bringen, erscheint darüber hinaus zweifelhaft. Struk- 
turelle Ursachen wie die Fehlanreize, die durch die Anrechnung des Ausbildungsentgelts auf 
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Leistungen der Bedarfsgemeinschaft nach § 11 SGB II entstehen, werden durch eine Abgabe 
nicht adressiert und bleiben damit bestehen. Fraglich ist zudem, ob zuvor alle milderen Mit- 
tel, insbesondere Maßnahmen der Berufsorientierung und schulischen Unterstützungsange- 
bote, ausgeschöpft wurden. Solange solche sozialrechtlichen Hemmnisse fortbestehen, kann 
die Abgabe kaum als wirksames Mittel zur Integration junger Menschen in den Ausbildungs- 
markt gelten. 

 
Aus dem Geeignetheitskriterium in der Verhältnismäßigkeitsprüfung folgen auch Anforde- 
rungen an das Gesetzgebungsverfahren (Bickenbach, Die Einschätzungsprärogative des Ge- 
setzgebers, 2014, S. 443 f., 457 ff. und passim). Auf das konkrete Gesetzgebungsverfahren be- 
zogen bedeutet dies neben anderem, dass die dem Gesetzentwurf zugrunde gelegten Fakten, 
insbesondere Zahlen und Statistiken, offen kommuniziert werden und allen Beteiligten und 
Interessierten auch zugänglich sind. Keinesfalls darf insofern statistisches Material zurückge- 
halten werden. 

 
 

5. Problematische Gestaltung des Beirats 

Nach § 4 des Entwurfs soll ein Beirat eingerichtet werden, der die Maßnahmen des Gesetzes 
„fachlich begleitet“. Das ist mehr als vage und wird auch nicht durch die folgenden Regelun- 
gen wirklich geschärft. Für die beiden zentralen Punkte – Festsetzung der Höhe der Abgabe 
nach § 6 Abs. 2 Satz 1 sowie der Auszahlungen nach § 7 Abs. 3 Satz 2 des Entwurfs – muss 
der Beirat lediglich angehört werden. D.h. die zuständigen Stellen können sich, ggf. mit kur- 
zer Begründung, über das Votum des Beirats hinwegsetzen, dessen Mitwirkung bleibt weit- 
gehend kosmetisch. 

Hinzu kommt die problematische Zusammensetzung des Beirats: Die Ausgewogenheit, die § 
4 Abs. 2 des Entwurfs suggeriert, besteht in Wirklichkeit nicht. Zwar sind dort drei arbeitge- 
bernahe Organisationen als Entsendende und drei Gewerkschaftsmitglieder genannt; die Tat- 
sache, dass die Senatsverwaltungen vier (!) weitere Mitglieder benennen konterkariert diese 
Parität jedoch sogleich. Es ist an sich schon wenig sinnvoll, einen beratenden Beirat mit Re- 
gierungs- / Verwaltungsvertretern zu besetzen, denn Aufgabe einer solchen Institution kann 
es ja nur sein, den Rat / Sachverstand der Betroffenen zu nutzen. Naheliegend wäre daher 
eine paritätische Besetzung mit Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern, die sich gemein- 
sam auf einen neutralen Vorsitzenden einigen. Alles andere scheint mir letztlich Augenwi- 
scherei zu sein, einmal ganz davon abgesehen, dass anders als in der Gesetzesbegründung S. 
10 und 13 behauptet mit dem Verhältnis 3 : 3 : 4 gar keine „Drittelparität“ besteht. 

 
6. Wirkungslose Evaluierungsvorschrift 

 
Es bestehen Bedenken gegen die Evaluierungsvorschrift, da die vorgesehenen Anhörungen 
des problematischen Beirats ohne konkrete Zielvorgaben erfolgen, wodurch eine sachge- 
rechte Überprüfung der Wirksamkeit des Gesetzes, etwa hinsichtlich der Schaffung zusätzli- 
cher Ausbildungsplätze oder der Steigerung der Ausbildungsquote, faktisch ausgeschlossen 
ist. 
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§ 11 des Entwurfs sieht eine Evaluierung zum Jahresende des dritten Jahres nach Inkrafttre- 
ten des Gesetzes vor; anschließend soll ein Turnus von vier Jahren für die Evaluationen fol- 
gen. Die Evaluierung sieht die „Anhörung“ des Beirats vor. 

 
Diese Norm ist in mehrfacher Hinsicht weitgehend wirkungslos. Das meint weniger die 
nichtssagende „Anhörung“ des nach hiesiger Ansicht ja ohnehin problematischen Beirats. 
Vor allem fehlt es an konkreten Zielen, die Maßstab für die Evaluierung sein könnten. Das er- 
staunt umso mehr, als dass § 1 des Entwurfs ja konkrete Ziele definiert. Sollte dies ernst ge- 
meint sein, müsste mindestens das Ziel „das Angebot an Ausbildungsplätzen zu erhöhen“ (§ 
1 Abs. 1 Nr. 1) absolut wie in seiner Kausalität auf die Mittel des Gesetzes eruiert werden und 
einen zentralen Punkt der Bewertung innerhalb einer Evaluation darstellen. Auch das in § 1 
Abs. 1 Nr. 4 des Entwurfs formulierte Ziel „mehr besetzte Ausbildungsplätze zu erreichen und 
die Ausbildungsquote insgesamt zu steigern“ ist evaluierungsfähig. Es irritiert, dass hier kei- 
nerlei Maßstäbe für die Evaluation gegeben werden. Denkbar wäre etwa eine Ergänzung der 
Evaluierungsvorschrift dahingehend, dass bei Erreichung bestimmter Zielwerte die Anwen- 
dung des Gesetzes ausgesetzt wird. Das setzte wiederum voraus, dass eine einheitliche, ver- 
lässliche und konsentierte Datenbasis besteht, d.h. dass insbesondere berücksichtig wird, 
dass gar nicht alle ausbildenden Betriebe ihre Ausbildungsplätze melden. 

 
 

7. Verfehlte Gesetzesbegründung 
 

Es bestehen Bedenken gegen die Gesetzesbegründung, da sie fälschlich eine staatliche Pflicht 
zur Bereitstellung von Ausbildungsplätzen ableitet, obwohl Berufsausbildung und Studium 
unter das Freiheitsrecht der Berufswahl aus Art. 12 Abs. 1 GG fallen und der Staat lediglich 
für einen gleichheitsgerechten Zugang zu bestehenden Ausbildungsangeboten verantwort- 
lich ist, nicht jedoch zu deren Schaffung. 

Die Gesetzesbegründung behauptet auf S. 9, es bestehe für das Land letztlich eine Pflicht, 
einzugreifen. Unklar bleibt schon, wo das Bundesverfassungsgericht ein „Grundrecht auf Bil- 
dung und Studium“ postuliert haben soll. Studium und Ausbildung fallen in der Tat unter das 
Grundrecht der Berufsfreiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG als freie Wahl der Ausbildungsstätte. Da- 
bei handelt es sich jedoch um ein Freiheitsrecht, nicht um ein Leistungsrecht. D.h. der Staat 
ist gerade nicht verpflichtet, „fehlende“ Arbeitsplätze zur Verfügung zu stellen. Es ist bezeich- 
nend, dass sich die Belegfußnote auf den ohnehin tendenziösen Bremer Abschlussbericht ei- 
ner dortigen „Expertenkommission“ bezieht, nicht hingegen auf die Rechtsprechung selbst. 
In seiner – hier wiederum nicht eindeutig passenden – numerus clausus-Rechtsprechung ist 
der Leitgedanke gerade der, dass der Staat nicht verpflichtet ist, beliebig Studienplätze zur 
Verfügung zu stellen, wenn die Nachfrage größer ist als das Angebot. Es folgt grundsätzlich 
nur ein sog. derivatives Teilhaberecht, d.h. eine gleichheitsgerechte Verteilung der Studien- 
plätze nach Maßgabe des Angebots im Rahmen des Möglichen (BVerfGE 33, 303 (329 ff.)). 
Kurz: Diese Rechtsprechung zielt nur auf gleichen Zugang zu vorhandenen und zudem staatli- 
chen Ausbildungseinrichtungen. Auch das in der Corona-Rechtsprechung entwickelte Grund- 
recht auf schuliche Bildung lässt sich nicht vergleichen, denn dort geht es wiederum um die 
staatliche Pflicht auch in Notsituationen Schulen möglichst offenzuhalten und um den glei- 
chen Zugang zu diesen staatlichen Einrichtungen (BVerfGE 159, 355 ff. – „Bundesnotbremse 
II“). Es lässt sich nicht in den im Wesentlichen privat getragenen Ausbildungsbereich verallge- 
meinern. 
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Allgemein anerkannt ist demgegenüber, dass es gerade kein Recht auf einen betrieblichen 
Ausbildungsplatz gibt: „Auch hier kommt das Argument zum Tragen, dass der Staat kein Mo- 
nopol hinsichtlich der Ausbildungsplätze hat und sich ein solches Monopol nicht verschaffen 
darf. Staatliche Maßnahmen finanzieller oder imperativer Art zur Schaffung von Ausbildungs- 
plätzen kollidieren zwangsläufig mit anderen öffentlichen oder privaten Interessen. Es ist des- 
halb eine Abwägungs- und Gestaltungsentscheidung des Gesetzgebers über Art und Maß der 
Ausbildungsförderung erforderlich, die nicht durch einen Akt der Verfassungsinterpretation 
ersetzt werden kann.“ (Manssen, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), Grundgesetz. Kommentar, Bd. 
1, 8. Aufl. 2024, Art. 12 Rn. 13). Zwar wird in der Literatur gelegentlich von einer Obliegen- 
heit des Staates gesprochen, entsprechende Rahmenbedingungen zu schaffen. „Eine Ver- 
pflichtung auf Vornahme bestimmter Maßnahmen (zB gesetzliche Einführung einer ‚Ausbil- 
dungsplatzabgabe‘) folgt hieraus jedoch nicht.“ (Manssen, in: Huber/Voßkuhle (Hrsg.), Grund- 
gesetz. Kommentar, Bd. 1, 8. Aufl. 2024, Art. 12 Rn. 14). 

 
 

8. Probleme mit dem europäischen Beihilferecht 

Es bestehen unionsrechtliche Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit der geplanten Umlage- 
systems mit dem europäischen Beihilferecht nach Art. 107 ff. AEUV, da die Ausgestaltung des 
Gesetzes den Verdacht einer wettbewerbsverzerrenden Bevorzugung bestimmter Unterneh- 
men oder Branchen begründen könnte. 

Das unionale Beihilfenregime der Art. 107 ff. AEUV dient neben den Grundfreiheiten der Ab- 
sicherung des Binnenmarktes und soll freiheitsgefährdende staatliche Subventionierungen, 
die den Wettbewerb verfälschen, verhindern. Auch staatlich organisierte Umlagesysteme wie 
etwa deutsche Sonderabgaben mit Finanzierungszweck können dann gegen das Beihilfever- 
bot verstoßen, wenn bestimmte Unternehmen bevorzugt werden; d.h. die oben festgestell- 
ten Ungleichbehandlungen werden auch hier relevant. Das gilt insbesondere, wenn ganze 
Branchen auf der Einnahmen- oder auf der Ausgabenseite ausgeschlossen werden. Auch die 
vorgesehene Bagatellgrenze in § 8 Abs. 2 des Entwurfs müsste sich einer solchen Prüfung 
ebenso stellen, wie der Vorrang branchenspezifischer Lösungen nach § 8 Abs. 1. 

 
Bei Umlagesystemen, wie ein solches in einem weiteren Sinne hier mit der Sonderabgabe 
vorliegt, kommt es für die Bejahung der Staatlichkeit darauf an, ob ihre Aufbringung und Ver- 
waltung / Verteilung staatlicherseits erfolgt und nach innerstaatlichen Rechtsvorschriften er- 
folgt (Immenga/Mestmäcker/Schweitzer, Wettbewerbsrecht, Bd. 5: Beihilferecht, 6. Aufl. 
2022, Art. 107 Abs. 1 AEUV Rn. 278). Das entspricht ständiger Rechtsprechung des Europäi- 
schen Gerichtshofs. In einem Fall, indem das abgelehnt wurde, hatte der (französische) Staat 
keine Verfügungsgewalt über die eingenommenen Mittel, diese wurden allein von einer 
Branchenorganisation verteilt (EuGH, Urt. v. 30.5.2013 – C 677/11 (Doux Élevage SNC 
u.a./Ministère de l’Agricultur)). Das ist vorliegend anders, denn die Verteilung erfolgt hoheit- 
lich durch das Land Berlin, also staatlich. 

 
Vorliegend ist damit relevant, ob die Umlage in Form einer Sonderabgabe unter Art. 31 der 
Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO; VO (EU) 651/2014 i.d.F.d. VO (EU) 
2023/1315), der Ausbildungsbeihilfen erfasst, fällt. Diese Verordnung nimmt nach ihrem Art. 
3 bestimmte Beihilfen von der Notifizierung nach Art. 108 Abs. 3 AEUV aus und stellt sie auch 
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inhaltlich von den Anforderungen des Art. 107 Abs. 2 und 3 AEUV frei. Die Freistellung gilt 
nach Art. 4 Nr. 1 lit. n bei Ausbildungsbeihilfen nicht, wenn sie 2 Mio. Euro „pro Ausbildungs- 
vorhaben“ überschreitet. Gemeint ist damit das „Bruttosubventionsäquivalent“ (Cremer, in: 
Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV. Kommentar, 6. Aufl. 2022, Art. 107 AEUV Rn. 79). Ob das 
der Fall ist, ist Tatfrage und müsste bei Großbetrieben geprüft werden. 

 
Nach Art. 31 Ziff. 4 AGVO gibt es eine Grenze, die die Beihilfeintensität begrenzt: Im Normal- 
fall darf die Zahlung nicht 50 % der beihilfefähigen Kosten überschreiten. Andernfalls entfällt 
die Freistellung der Beihilfe durch die AGVO. Um hier Rechtssicherheit zu erlangen, müsste 
im Gesetzgebungsverfahren konkret für sämtliche Branchen belastbar geprüft werden, ob 
dieser Wert eingehalten werden kann. Das ist – soweit ersichtlich – bisher nicht geschehen. 

 
9. Zusammenfassung 

Jenseits der Zweifel an der wirtschafts- und sozialpolitischen Sinnhaftigkeit des Gesetzes als 
solchem bestehen erhebliche verfassungsrechtliche Risiken des Entwurfs, da die Kongruenz 
zwischen Zahlern und Begünstigten durchlöchert und damit die Homogenität der belasteten 
Gruppe gefährdet ist, nur schwer zu rechtfertigende Ungleichbehandlungen zwischen ver- 
schiedenen Ausbildungsmodellen bestehen, ernsthafte Zweifel an der Geeignetheit des ein- 
gesetzten Mittels zur Zielerreichung vorliegen und die Notifizierungspflicht hinsichtlich des 
europäischen Beihilfenregimes nicht eindeutig, zumindest nicht vorbereitet ist. 

 


